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nhalt. 
Die Stel lung unter Polizeiaufſicht. 
k. k. Polizeiconcipiſten in Trient. 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Zum Thatbeſtande einer Uebertretung nach Art. XII der neuen Maß⸗ und 
Gewichtsordnung. Hinſichtlich der nur als Verwahrungsbehältniſſe dienenden 
Fäſſer tritt die Aichpflicht nicht ein. 
politiſche Execution bei Eintreibung von Gemeindeumlagen iſt im 
Allgemeinen nicht ausgeſchloſſen, und kann nach der Executionsordnung 
für Niederöſterreich die Segueſtration der Miethzinſe auch vor Ein- 
leitung der Pfändung von Fahrniſſen verhängt werden. 
die Gehalte der Beamten der gemeinſamen öſterreichiſch-ungariſchen 
Miniſterien unterliegen nicht der Execution. 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Von Dr. Anton Hochegger, 


Die 


Auch 


Die Stellung unter Polizeiauſſicht. 
Bon Dr. Anton Hochegger, k. k. Polizeiconeipiften in Trient. 


Die Freiheit der Perſon im weiteren Sinne des Wortes iſt nach 
öſterreichiſchem Geſetze durch die Beſtimmungen der Artikel 4, 6, 8, 9 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
gewährleiſtet, und zwar geben Artikel 4 und 6 jedem öſterreichiſchen 
Staatsbürger das Recht der Freizügigkeit, Artikel 8 im Zuſammenhange 
mit dem Geſetze vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 87, das 
Recht der Freiheit der Perſon im engeren Sinne des Wortes, Artikel 9 
im Zuſammenhange mit den Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. De: 
tober 1862, R. G. Bl. Nr. 88, den Schutz des Hausrechtes. 

Die Geſetze vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 87 und 
88, enthalten die in die Competenz der Gerichtsbehörden und politiſchen 
Behörden fallenden Beſtimmungen, unter welchen Bedingungen Eingriffe 
in die ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtete Freiheit der Perſon geſetzlich 
platzgreifen dürfen. 

Der $ 2 des erſteren dem Staatsgrundgeſetze einverleibten Ge⸗ 


ſetzes beſagt, daß die Verhaftung einer Perſon nur kraft eines richter 


lichen mit Gründen verſehenen Befehles ſtattfinden darf, und $ 1 des 
letzteren Geſetzes ordnet dasſelbe Vorgehen betreffs der Haus durch— 


ſuchung an. Beiderſeits finden jedoch geſetzlich begründete Ausnahmen 
von dieſer Regel ſtatt, welche in dem § 4 des erſteren und § 2 des 


letzteren Geſetzes normirt ſind. 

An dieſe zur gerichtlichen Competenz gehörigen Fälle reihen ſich 
die der politiſchen und finanziellen Competenz zugehörigen Fälle, in 
welchen die ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze der Frei⸗ 
zügigkeit und des Hausrechtes geſetzlich reſtringirt werden. Der $ 5 
des Geſetzes vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 87, ſetzt feſt, 


daß Niemand zum Aufenthalte in einem beſtimmten Orte oder Gebiete 


finirt) werden darf und § 3 des gleichdatirten Geſetzes, R. G. Bl. 
Nr. 88, beſtimmt, daß Hausdurchſuchungen zum Zwecke polizeilicher 
und finanzieller Aufſicht nur in den vom Geſetze normirten 
Fällen vorgenommen werden dürfen. Die vornehmſten Gefetze, welche 
den politiſchen und den mit gleichen Functionen betrauten autonomen 
Gemeindebehörden die geſetzliche Baſis zur nothwendigen Einſchränkung 
der Freiheit und Freizügigkeit der Perſon und des Schutzes des Haus⸗ 
rechtes geben, ſind folgende zwei: das Geſetz vom 27. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 88, betreff Regelung der polizeilichen Abſchaffung und 
des Schubweſens, und das Geſetz vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. 
Nr. 108, womit polizeiſtrafrechtliche Beſtimmungen wider Arbeitsſcheine 
und Landſtreicher erlaſſen werden. 

Die Tendenz des Geſetzes vom 27. Juli 1871 geht dahin, alle 
diejenigen Perſonen, welche der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit 
ſchädlich oder gefährlich erſcheinen, in die engere Heimat zurück- oder 
| aus dem ganzen Reiche oder beſtimmten Theilen desſelben zeitweiſe oder 
für immer auszuweiſen. Ergänzt wird dieſe rein polizeiliche Beſtimmung 

durch die Satzungen der §§ 4, 5, 7 und 9 des Geſetzes vom 10. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 108, welche von der Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht handeln. 

Während auf Grund des erſteren Geſetzes das einzelne als 
gefährlich erſcheinende Individuum zwangsweiſe aus einer beſtimmten 
Gegend entfernt oder aus ſelber ausgeſchloſſen werden kann, ohne 
ſichere Garantie zu bieten, ob ſelbes nicht bald wieder zurückkehre, ſucht 
das zweite Geſetz das der Ordnung gefährliche Individuum entweder 
ebenfalls aus beſtimmten Gebieten auszuſchließen oder in einem engeren 
Kreiſe feſtzuhalten mit der Tendenz, nicht nur die übrige Welt von 
dem Verkehre mit demſelben auf beſtimmte Zeit zu befreien, ſondern 
hiefür durch genaue Bewachung und Durchführung gewiſſer Einſchrän⸗ 
kungen Vorſorge zu treffen, um das Individuum von der Ausübung 
neuer ſtrafrechtlich verfolgbarer Handlungen abzuhalten. 
| Die Abſchiebung und Ausweiſung ift für das einzelne von dieſer 
Mafßregel getroffene Individuum keine jo harte Einſchränkung der per⸗ 
ſönlichen Freiheit und Freizügigkeit, da entweder der Zuſtand des Ent⸗ 
ganges der perſönlichen Freiheit mit dem Eintreffen in der Heimat, 
abgeſehen von den nothwendigerweiſe ſich ergebenden paßpolizeilichen 
Einſchränkungen endet, oder aber demſelben ein genug großes Gebiet 
offen ſteht, ſich nach Erwerb umzuſehen. 

Anders iſt es hingegen mit dem in Rechtskraft getretenen Zuſtande 
der verhängten Polizeiaufſicht. Durch dieſelbe wird dem einzelnen 
Individuum entweder ein beſtimmtes Gebiet zum Auſenthalte angewieſen, 
oder dasſelbe von einem beſtimmten Gebiete ausgewieſen, wobei noch 
beſtimmte Verpflichtungen des Beauſſichtigten beſtehen, um die Beauf- 
ſichtigung zweckmäßig zu geſtalten, indem letzterer ſich gewiſſe Ein⸗ 
ſchränkungen der perſönlichen Freiheit und des Hausrechtes gefallen 
laſſen muß. 

Es iſt demnach eine ganz richtige und wichtige Beſtimmung des 


ohne rechtlich begründete Verpflichtung verhalten (internirt, con⸗ § 5 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, daß die Polizeiaufſicht nur auf 


Grund der richterlicherſeits im Urtheile ausgeſprochenen Zuläfiigfeit 
von der Polizeibehörde verhängt werden kann und darf. 

Die Stellung unter Polizeiaufſicht kann ſomit nur ſolche Individuen 
treffen, welche in mehr oder minder hohem Grade gerichtlich be- 
ſcholten ſind. 

Bei der Erklärung der Zuläſſigkeit der Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht wird der urtheilende Richter oder Gerichtshof von der Erwägung 
ausgehen müſſen, ob die abgeſtrafte Perſon nach ausgeſtandener Frei⸗ 
heitsſtrafe vorausſichtlicherweiſe ſich der allgemeinen Rechtsordnung 
fügen werde oder nicht und ob eine Fortdauer der Freiheitsbeſchränkung 
die Möglichkeit bieten werde, entweder den Sträfling von weiteren Aus- 
ſchreitungen abzuhalten oder vielleicht auf dieſe Weiſe durch Genuß 
einer beſchränkten Freiheit zum richtigen Gebrauche einer vollkommenen 
Freiheit anzuleiten. 

Es hat unſer Inſtitut der Stellung unter Polizeiaufſicht eine 
entfernte Aehnlichkeit mit dem iriſch⸗engliſchen Syſtem des Walter⸗ 
Croſton in feiner Ausbildung durch die engliſche Parlamentsacte vom 
28. Juli 1864 und ift ziemlich gleich der im deutſchen Strafgefeg- 
buche unter § 38 und 39 feſtgeſetzten Polizeiaufſicht, und kann daher 
dieſem Inſtitut nicht blos die Tendenz des Schutzes der Geſellſchaft 
vor einem zu verbrecheriſchen Handlungen geneigten Individuum über 
die verbüßte Strafzeit hinaus zugemuthet werden, ſondern, wenn auch 
in zweiter Linie, die Tendenz der Beſſerung. 

Welche Hauptzwecke können nun durch die Stellung unter Polizei⸗ 
aufficht angeftrebt werden? Erſtens gegenüber der Außenwelt: Schutz 
der Geſellſchaft durch Erſchwerung der Begehung neuer gegen die 
öffentliche Ordnung gerichteten Handlungen ſeitens des Beauffichtigten. 
Zweitens für das beauſſichtigte Individuum ſelbſt Fühlbarmachung der 
Folgen der begangenen ſtrafbaren Handlungen beim Uebertritte aus dem 
höchſt eingeſchränkten Freiheitszuſtande in die Geſellſchaft durch Umwand⸗ 
lung der höchſt eingeſchränkten Freiheit in eine weniger eingeſchränkte 
mit der Hoffnung, durch geſetzmäßiges Leben in den Zuſtand der vollen 
Freiheit wieder eingeſetzt zu werden. 

Somit kurz geſaßt für die Geſellſchaft Schutz vor dem in Frei⸗ 
heit geſetzten Uebelthäter, für den Uebelthäter äußerer und innerer 
Zwang, ſich vor neuen Ueberſchreitungen zu hüten. 

Die Mittel, um die eben erwähnten Zwecke zu erreichen, ſind nun 
erſtens: Ausſchließung des Individuums von einem beſtimmten Gebiete 
oder Einſchränkung des Individuums auf ein beſtimmtes Gebiet, ver— 
bunden mit ſteter Evidenzhaltung des Aufenthaltes desſelben und 
Abſchließung des Beaufſichtigten von Orten, welche leicht Anlaß zur 
Erneuerung von Uebelthaten geben, nämlich Wirthshäuſern, öffentlichen 
Verſammlungen n. ſ. w., endlich, um dem Individuum die Möglichkeit 
zu geben, ſich ſelbſt fortzubringen, Beſchaffung von Arbeit. 

Dieſe Mittel find auch im § 9 des citirten Geſetzes geſetzlich 
normirt und zwar in zweierlei Art. 

Folgende Beſtimmungen müſſen bei jeder Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht in Anwendung gebracht werden: 

1. Darf die Polizeiauſſicht nicht über die Dauer von drei Jahren 
bemeſſen werden. (1. Abſatz.) 

2. Iſt der Beaufſichtigte verpflichtet, jeden Wohnungswechſel an 
demſelben Tage der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, über jedesmalige 
Aufforderung vor derſelben zu erſcheinen und über ſeine Beſchäftigung, 
ſeinen Unterhalt oder Erwerb, ſowie über ſeinen Verkehr mit anderen 
Perſonen Auskunft zu geben. (2. Abſatz b.) 

3. Es darf bei dem Beauffichtigten zum Zwecke der polizeilichen 
Aufficht jederzeit eine Haus⸗ oder Perſonsdurchſuchung vorgenommen 
werden. 

Dem Ermeſſen der die Polizeiaufſicht verhängenden Behörde 
freigeſtellt iſt die Anwendung folgender, im § 9 des citirten Ge⸗ 
ſetzes enthaltenen Beſtimmungen: 

1. Bemeſſung der Dauer 
drei Jahren. 

2. Es kann dem unter Polizeiaufſicht Geſtellten der Aufenthalt 
in einzelnen Gebieten oder Orten ganz unterſagt, oder ein beſtimmter 
Ort zum Auſenthalte angewieſen und zur Pflicht gemacht werden, dieſen 
oder einen von ihm ſelbſt gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Erlaub⸗ 
niß zu verlaſſen. Jederzeit erlaubt bleibt ihm der Aufenthalt in ſeiner 
Heimatsgemeinde. 

3. Dem Beaufſichtigten kann die Verpflichtung auferlegt werden, 
ſich in beſtimmten Friſten bei der Sicherheitsbehörde perſönlich zu 


innerhalb der längſten Zeit von 
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melden, an gewiſſen Verſammlungen nicht theilzunehmen, gewiſſe Locale 
nicht zu beſuchen und zur Nachtzeit und zur Zeit des außerordentlichen 
Zuſammenſtrömens von Menſchen ohne genügenden Grund ſeine Wohnung 
nicht zu verlaſſen. 

Aus dieſem im Geſetze ſelbſt gemachten Unterſchiede in der Feſt⸗ 
ſetzung der Polizei⸗Aufſichtsbeſtimmungen geht hervor, daß diejenigen 
Mittel, welche die Beaufſichtigung des Individuums, ſomit den Schutz 
der Geſellſchaft vor Allem bezwecken, apodiktiſch, während die Exclu⸗ 
dirung und Confinirung des Individuums und größere Einſchränkung 
der perſönlichen Freiheit in dem abgegrenzten Gebiete facultativ 
anzuwenden iſt. 

Der Schlußabſatz des erläuterten Paragraphs gibt ſozuſagen 
eine Anweiſung über die Handhabung der detaillirten Beſtimmungen, 
und zwar enthält derſelbe die Tendenz, die Anwendung der theilweiſe 
rigoroſen facultativen Beſtimmungen von der zwingenden Nothwendig⸗ 
keit abhängig zu machen, indem es heißt: „Dieſe bezeichneten Maß⸗ 
nahmen ſind jedoch nur inſoweit, als ſie durch die Umſtände geboten 
erſcheinen und ſtets mit thunlichſter Schonung des Rufes und 
Erwerbs der zu überwachenden Perſon in Anwendung zu bringen 
und, wenn ihre Nothwendigkeit entfällt, ſofort aufzuheben.“ 

Es iſt dieſer Abſatz zum Schutze der Perſon und zum Zwecke 
der Möglichkeit einer Rehabilitirung durch ſie ſelbſt erlaſſen, und iſt 
gerade dieſer Schlußſatz von einer Bedeutung, welche vielleicht in der 
Praxis zu wenig beachtet werden dürfte. 

Bevor zur näheren Charakteriſirung der praktiſchen Ausführung 
dieſes Inſtituts der Polizeiaufſicht geſchritten wird, wäre noch eine 
Frage der Geſetzesinterpretation zu berühren. 

Oben wurde gejagt, daß die Anwendung von drei in dem 8 9 
enthaltenen Beſtimmungen nicht dem Ermeſſen der Behörde überlaſſen 
iſt, ſondern jederzeit bei jeder Stellung unter Polizeiaufſicht ſtattfinden 
muß, während die in drei anderen Abſätzen fixirten Beſtimmungen facul⸗ 
tativ anzuwenden ſeien. Dem ſcheint die Styliſirung des letzten Ab⸗ 
ſatzes des 8 9 zu widerſprechen. Dort heißt es: „Die in dieſem 
Paragraphe bezeichneten Maßnahmen find jedoch nur inſoweit 
„ in Anwendung zu bringen, als.“ 

Aus inneren und äußeren Gründen kann ein Fallenlaſſen der in 
den im Abſatze 2 b und d feſtgeſetzten Maßnahmen nicht ſtattfinden. 
Aus inneren Gründen, indem dieſe Maßnahmen zum Schutze der Ge— 
ſellſchaft unbedingt nothwendig erſcheinen und keineswegs jo drückend 
auf die Perſon des Beaufſichtigten wirken. Die Anzeige des Aufenthalts⸗ 
wechſels iſt keine ſchwere Bürde, die der unter Polizeiaufſicht Geſtellte 
zu tragen hat und von den anderen Beſtimmungen, als: Vorrufung 
desſelben behufs Auskunftsgebung, Anordnung einer Haus- und Perſons⸗ 
durchſuchung, wird die Sicherheitsbehörde nur dann Gebrauch machen, 
wenn Verdachtsmomente dazu den gegründeten Anlaß geben. Eine 
Umänderung dieſer Maßnahmen in facultative würde das Gerüſt des 
ganzen Aufbaues des Inſtitutes der Polizeiaufſicht aber zu einem unvoll⸗ 
kommenen machen. Dieſe Maßnahmen ſind ſozuſagen die Grundpfeiler, 
auf denen das ganze Gebäude ruht, und gipfeln in der Idee der ſteten 
Evidenzhaltung des Beaufſichtigten ſelbſt und ſeines Verkehres, ſowie 
ſeiner Beſchäftigung, ganz abgeſehen davon, ob derſelbe weite oder enge 
Grenzen feines Aufenthaltes beſitzt. Hiebei kann ihm die größtmöglichſte 
Freiheit in Ortsveränderung, Suche nach Erwerb u. ſ. w. gegeben ſein. 

Aus äußeren Gründen ſpricht ſchon die Styliſirung der Abſätze 
2 b und d für die Unbedingtheit der Anwendung: „Er iſt verpflichtet 
anzugeben, es darf jederzeit vorgenommen werden. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Thatbeſtande einer Uebertretung nach Art. XII der neuen 
Maß⸗ und Gewichtsordnung. Hinſichtlich der nur als Verwahrungs⸗ 
behältniſſe dienenden Faſſer tritt die Aichpflicht nicht ein.) 

Bei der am 7. Jänner 1879 vom Magiſtrate in Trieſt durch⸗ 
geführten Strafverhandlung wurden Simon S. und Thereſia T. wegen 
Uebertretung des Geſetzes vom 23. Juli 1871 durch Verwendung von 
nach dem Literſyſtem nicht geaichten Fäſſern im Handel auf Grund des 


Vergl. die Mittheilungen in Nr. 30 auf S. 137 und in Nr. 48 
auf S. 219 des Jahrganges 1879 dieſer Zeitſchrift. 


bezogenen Geſetzes je zu 5 fl. Strafe unter gleichzeitigem Ausſpruche 
des Verfalles der Fäſſer verurtheilt. 

Ueber die Recurſe des Simon S. und der Thereſia T. fand 
die küſtenländiſche Statthalterei die Erkenntniſſe des Magiſtrates in 
Trieſt vom 7. Jänner 1879, 3. 34.836, mit welchen die Genannten 
wegen der Uebertretung des Art. VI der neuen Maß- und Gewichts⸗ 
ordnung, begangen durch Anwendung von nicht vorſchriftsmäßig geaichten 
und geſtempelten Fäſſern im öffentlichen Verkehre nebſt dem Verfalle 
dieſer Fäſſer zu einer Geldſtrafe von je 5 fl. verurtheilt worden ſind, 
bei nachgewieſenem objectiven und ſubjectiven Thatbeſtande der den 
Recurreuten zur Laſt gelegten Uebertretungen vollinhaltlich zu beſtätigen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. December 1879, 
3. 12.730, der küſtenländiſchen Statthalterei in Erledigung der Berichte 
vom 25. März und 28. Mai 1879, 33. 3539 und 6247, betreffend 
die von Simon S. und Thereſia T. in Trieſt anläßlich ihrer Ver⸗ 
urtheilung wegen Uebertretung des Geſetzes vom 23. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 16 vom Jahre 1872, eingebrachten Geſuche um Nach⸗ 
ſicht des Verfalles nicht geaichter Fäſſer und von Seite der Letzteren 
auch um Nachſicht der Geldſtrafe, im Einvernehmen mit dem k. k. 
Handelsminiſterium Nachſtehendes eröffnet: 

Das Miniſterium des Innern hat ſich mit dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium in der Anſicht geeinigt, daß nachdem die im Art. VI des 
Geſetzes vom 16. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 16 vom Jahre 1872, 
normirte Strafſanction ſich lediglich auf Maße, Gewichte und Meß⸗ 
apparate bezieht und der Art. XII des Geſetzes daſelbſt nicht berufen 
iſt, die Uebertretung dieſes Artikels mit einer auf Grund der Minifterial- 
verordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu ver⸗ 
hängenden Strafe zu ahnden iſt. 

Hienach könnte der gegen S. und T. ausgeſprochene Verfall der 
Fäſſer, ſelbſt wenn es ſich um eine Uebertretung des Art. XII der 
Maß⸗ und Gewichtsordnung bei dieſen Perſonen handeln würde, nicht 
aufrecht erhalten werden. 

Allein die Genannten erſcheinen wegen der bei ihnen im Betriebe 
des Schankgewerbes vorgefundenen ungeaichten Fäſſer überhaupt nicht 
ſtrafbar, weil der bezogene Artikel die Aichpflicht nur hinſichtlich ſolcher 
Fäſſer ausſpricht, in welchen die zum Verkaufe kommenden Weine, 
Biere und Sprite dem Käufer überliefert werden, daher alle Faſſer, 
welche dieſem ſpeciellen Zwecke nicht dienen, auch der Aichpflicht nicht 
unterliegen und lediglich gegen die Verkäufer, welche die vorgenannten 
Flüſſigkeiten den Käufern in ungeaichten Fäſſern überliefern, im Strafwege 
vorgegangen werden kann, was im vorliegenden Falle unterlaſſen wurde. 

Demzufolge findet das k. k. Miniſterium des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium die Erkenntniſſe des 
Trieſter Stadtmagiſtrates vom 7. Jänner 1879, Z. 34.836, und 
das dieſelben beſtätigende Erkenntniß der küſtenländiſchen Statthalterei 
vom 10. Februar 1879, 3 1522, mit welchen Simon S. und 
Thereſia T. wegen Verwendung ungeaichter Fäſſer in ihrem Wirths⸗ 
geſchäfte zu einer Strafe von je 5 fl. und zum Verſalle der vorgefundenen 
Fäſſer verurtheilt wurden, wegen Mangels des Thatbeſtandes einer 
ſtrafbaren Handlung von Amtswegen zu beheben und die Verurtheilten 
freizuſprechen, nachdem die beanſtändeten Fäſſer von denſelben lediglich 
als Verwahrungsbehältniſſe und nicht als Maß oder zu dem im 
Art. XII der Maß⸗ und Gewichtsordnung bezeichneten Zwecke ver⸗ 
wendet wurden. H. 


Die politiſche Execution bei Eintreibung von Gemeindeumlagen 

iſt im Allgemeinen nicht ausgeſchloſſen, und kann nach der Execu⸗ 

tionsordnung für Niederöſterreich die Sequeſtration der Mieth⸗ 

zinſe auch vor Einleitung der Pfändung von Fahrniſſen 
verhängt werden. 

Ende November v. J. ſuchte die Gemeindevorſtehung von N. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft H. wegen rückſtändiger Gemeindeabgaben 
per 902 fl. 27 kr. um die Sequeſtration der Zinſen des Hauſes 
Nr. 230 in N. an, welches Haus der Privaten Bertha K. gehört. 
Mit dem Decrete der Bezirkshauptmannſchaft H. vom 19. December 
1878, 3. 40.105, wurde die nachgeſuchte Zinſenſequeſtration bewilligt. 

Die Statthalterei gab unterm 21. Februar 1879, 3. 3222, 
dem Recurſe keine Folge, weil nach den dargelegten Verhältniſſen nicht 
die Ueberzeugung gewonnen werden könne, daß die Recurrentin in 
der Lage ſein werde, neben den laufenden Gemeindeabgaben auch die 
rückſtändigen ratenweiſe unter genauer Einhaltung der von ihr vor⸗ 
geſchlagenen Termine zu entrichten. 
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Der Miniſterialrecurs wurde rechtzeitig eingebracht. In demſelben 
wird hervorgehoben, daß die Verfügung der Zinſenſequeſtration jeder 
geſetzlichen Baſis entbehre und weder ein Mahnverfahren, noch eine 
Mobilarexecution der Sequeſtration vorhergegangen, wiewohl ſelbſt 
dieſer bei landesfürſtlichen Steuern vorgeſchrieben ſei. Ferner beſtehe 
keine Beſtimmung, welche die Eintreibung von Gemeindeumlagen im 
Wege der adminiſtrativen Execution für ſtatthaſt erklären würde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand unterm 30. März 
1880, 3. 87, dem Recurſe der Bertha K. gegen die Entſcheidung 
der niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 21. Februar 1879, 3. 3222, 
mit welcher in Beſtätigung des Erkenntniſſes der Vezirkshauptmann⸗ 
ſchaft H. vom 19. December 1878, 3. 40.105, der Gemeinde N. 
die nachgeſuchte Sequeſtration der Miethzinſe des der Recurrentin 
gehörigen Hauſes in N. Nr. 230 wegen rückſtändiger Gemeindeabgaben 
bewilligt wurde, aus dem Grunde der angefochtenen Statthalterei⸗ 
entſcheidung, ſowie in der Erwägung keine Folge zu geben, daß die 
politiſche Execution bei der Eintreibung von Gemeindeumlagen im 
Allgemeinen nicht ausgeſchloſſen iſt und im Sinne der 88 7, 8 und 9 
der Executionsordnung für Niederöſterreich vom 20. Jänner 1814 
(pol. Geſ.⸗S. Band 42 Nr. 9) die Sequeſtration der Miethzinſe behufs 
Einbringung von Gebäudeſteuer-Rückſtänden auch vor Einleitung der 
Pfändung von Fahrniſſen verhängt werden kann. B 


Auch die Gehalte der Beamten der gemeinſamen oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Miniſterien unterliegen nicht der Execution. 

Das königl. ung. Handels⸗ und Wechſelgericht in Budapeſt hat 
dem A. mit Beziehung auf den Geſetz⸗Art. 31 vom Jahre 1876 die 
executive Pfändung und Einantwortung eines Drittels des Gehaltes 
des k. und k. öſterr.⸗ungar. Botſchaftsbeamten B. zur Hereinbringung 
einer Wechſelforderung per 3000 fl. bewilligt und um den Vollzug 
das k. k. Handelsgericht Wien requirirt, welch' letzteres jedoch den 
Vollzug mit Beſcheid vom 31. October 1879, 3. 116.413, verweigerte, 
weil nach den hierländigen Geſetzen, insbeſondere nach dem Patente 
vom 25. October 1798, J. G. S. Nr. 436, die Gehalte der Staats⸗ 
beamten von der Execution befreit ſind und weil ferner die executive 
Pfändung und executive Einantwortung als verſchiedene Executionsarten 
nicht zugleich in Vollzug geſetzt werden könnten. 

Dagegen hat der Executionswerber den Recurs an das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Wien ergriffen, wurde aber mit Erledigung vom 
7. Jänner 1880, 3. 214, damit abgewieſen, weil hierorts die all⸗ 
gemeine geſetzliche Norm beſteht, daß die Gehalte der Staatsbeamten 
der Execution nicht unterliegen und auch in Anſehung der dem gemein⸗ 
ſamen k. und k. Mintſterium des Aeußern unterſtehenden Beamten 
bisher keine Ausnahme von dieſer geſetzlichen Vorſchriſt gemacht wurde. 
Hiedurch entfällt derzeit die weitere Verfügung über den Umſtand, daß 
Recurrent von der bewilligten executiven Einantwortung des gedachten 
Gehaltsdrittels abgeſtanden iſt und ſich blos auf die executive Pfändung 
desſelben beſchränkt hat. 

In dem von A. eingebrachten a. o. Reviſionsrecurſe wird geltend 
gemacht: Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Befreiung der Beamten⸗ 
gehalte von der Execution gelten nur für die öſterreichiſchen Staats⸗ 
beamten und ſeien nicht als ein Privilegium für dieſe, ſondern im 
ſtaatlichen, nämlich im Intereſſe des Dienſtes erlaſſen worden. Der 
Gegner ſei aber nicht öſterreichiſcher Staatsbeamter, das Verhältniß 
Oeſterreichs zu Ungarn ſchließe jede Identifierrung aus, die Geſammt⸗ 
monarchie ſei nicht der öſterreichiſche Staat, daher auch ein Beamter 
der Geſammtmonarchie nicht unter den Begriff eines öſterreichiſchen 
Staatsbeamten ſubſumirt werden könne; die Gehalte der Beamten der 
Geſammtmonarchie können nicht durch die öſterreichiſche Legislative 
allein, ſondern nur unter Mitwirkung der ungariſchen Geſetzgebung der 
Execution entzogen werden. Ueberdies ſei der Belangte ein ungariſcher 
Staatsangehöriger, die Execution wurde von dem Gerichte und nach 
den Geſetzen ſeines Vaterlandes bewilligt und auf die Eigenſchaft des 
Executen und auf die Frage der Zuläſſigkeit der Execution könne der 
Umſtand, daß die Centralcaſſe des Miniſteriums des Aeußern ſich in 
Wien befindet, keinen Einfluß nehmen. Endlich ſei die Exequirbarkeit 
aller Vermögensbeſtandtheile des Schuldners die Regel, die Executions⸗ 
befreiung der Beamtengehalte aber eine Ausnahme, welche ſtricte zu 
interpretiren ſei, und es müſſen daher auch die Gehalte der Beamten 
der gemeinſamen Miniſterien als der Execution unterliegend angeſehen 


werden, inſolange der Geſetzgeber nicht ausdrücklich auch bezüglich dieſer 
Beamten eine Ausnahme ſtatuirt hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 
17. Februar 1880, 3. 1843, aber dieſem a. o. Reviſionsrecurſe bei 
dem Abgange der zur Abänderung gleichförmiger Entſcheidungen nach 
dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, 3. 2593, erforderlichen 
Vorausſetzungen keine Folge zu geben und den Recurrenten auf die 
dem Geſetze entſprechende Begründung der oberg erichtlichen Entſcheidung 
zu verweiſen befunden. Ger.⸗H. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. I. Quartal. 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampöfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 26. Ausgeg. am 2. März. 


Nr. 27. Ausgeg. am 4. März. 


Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums, betreffend die Beſtellung 
eines Stellvertreters des k. k. Betriebsverwalters der Kronprinz Rudolf⸗Bahn. 


3. 3076. 25. Februar. 

Erlaß des königl. ung. Miniſters für Handel und Ackerbau vom 15. Jänner 
1880, betreffend die Errichtung einer ſtaatlichen Contumazanſtalt für Schweine 
in Steinbruch. 

Bewilligung zur Vornahnie techniſcher Vorarbeiten für eine 
von Wels über Efferding nach Aſchach. Z. 2683. 9. Februar. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Budapeſt 
über Ofen und Gran nach Raab. Z. 2646. 12. Februar. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer an die Auſſig⸗Teplitzer Eiſen⸗ 


Vicinalbahn 


bahn anſchließenden Schleppbahn zum Britannia⸗Schachte Nr. Vin der Gemeinde 


Soborten. Z. 2489. 19. Februar. 
Nr. 28. Ausgeg. am 6. März. 
Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
24. Februar 1880, 3. 2289-II., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnver⸗ 
waltungen, betreffend die Weikum'ſche Verbeſſerung der Spindelbremſen. 
Kundmachung der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, 


betreffend die Schließung des Bureau's, in welchem die vor dem 1. April 1879 
gewährten, nicht den Verkehr mit dem Deutſchen Reiche betreffenden Refactien 


eingeſehen werden konnten. Z. 2306, III. 29. Februar. 

Bewilligung für die Herſtellung einer Schleppbahn zur Verbindung der 
Anton Dreher'ſchen Lagerkeller in Klein⸗Schwechat mit der Donaulände⸗Bahn 
der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn bei der Station Klein-Schwechat und 
zur Verbindung mit der bereits beſtehenden Pferdebahn des Genannten. 
3. 37.484 ex 1879. 13. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 


Vicinaleiſenbahn von Capo d'Iſtria über Iſola nach Pirano. 8. 1770. 9. Februar. 


Nr. 29. Ausgeg. am 9. März. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Verbindung 


von der projectirten Zahnradbahn von Kloſtergrab an die öſterreichiſch-ſächſiſche 
Grenze bei Mulde an die Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn. Z. 4407. 14. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Secundärbahn von der Station Chodau der a. p. Buſchtiehrader Eiſen⸗ 


bahn nach Neudek mit eventueller Benützung der von der genannten Station | 


zu den Falconia⸗Schächten führenden Schleppbahn. Z. 4762. 17. Februar. 
Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Mako über 
Klein⸗Zombor bis Szöregh. Z. 2958. 22. Februar. 
Bewilligung zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft unter der Firma: 
„Oeſterreichiſche Lo caleiſenbahn⸗Geſellſchaft.“ H.⸗M. Z. 6838. 4. März. 


(Fortſetzung folgt.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums vom 1. Juni 1880, 3. 8044, an die k. k. 
Land esſtellen, betreffend die für die fanitäre Beſchau beim Ein⸗ und Ausla den 
von Wiederkäuern auf Eiſenbahnen einzuhebenden Gebühren. | 
Anläßlich verſchiedener Anfragen bezüglich der für die ſanitäre Beihau 

beim Ein⸗ und Ausladen von Wiederkäuern auf Eiſenbahnſtationen einzuhebenden 
Gebühren (8 10 der Verordnung vom 12. April l. J., R. G. Bl. Nr. 36), 
welche ſich theils auf die Höhe derſelben und ihre Einhebung, theils auf die 
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niſſe des k. 


Gebühren für die dazu verwendeten Sachverſtändigen beziehen, findet das 
Miniſterium des Innern Folgendes zu beſtimmen: 

Bezüglich der Einhebung der Beſchau⸗Gebühren veranlaßt das Handels⸗ 
miniſterium zum Behufe der Intervention der Bahnorgane die erforderliche Ver⸗ 
mittlung, damit dieſe Gebühren für Rechnung des Staatsſchatzes durch die 
Organe der Bahnverwaltungen eingehoben werden. 

Die k. k. wird daher beauftragt, die betreffenden Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen um ihre Mitwirkung anzugehen, und denſelben die feſtgeſtellten 
Gebühren bekannt zu geben. 

Rückſichtlich der Höhe dieſer Gebühren kann h. o. vorläufig keine 
allgemeine Verfügung getroffen werden, weil alle hiebei in Betracht zu 
nehmenden Verhältniſſe und Umſtände dermalen nicht zureichend gewürdigt 
werden können, indem hiefür die nöthigen Anhaltspunkte fehlen. Es wird ſich 
jedoch vorbehalten, auf Grund der Berichte der Länderſtellen, mit welchen die 
von ihnen vorläufig feſtgeſtellten Gebühren angezeigt werden, ſeinerzeit die 
angemeſſene Verfügung zu treffen, um die thunlichſte Gleichförmigkeit herbei⸗ 
zuführen. 

Man beſchränkt ſich daher darauf, nun folgende allgemeine Grundſätze 
zur Richtſchnur zu geben. 

Die Beſchaugebühren ſollen ſo mäßig als möglich ſein, da ſie nicht die 
Beftimmung haben, dem Staatsſchatze oder den für die Beſchau beſtellten Sach⸗ 
verſtändigen beſondere Einnahmsquellen zu eröffnen, ſondern nur dazu dienen 
ſollen, die im Verwaltungsgebiete durch die Beſtellung von Beſchauorganen auf 
den Eiſenbahnſtationen erwachſenden Koſten zu decken, ohne daß damit dem 
Staatsſchatze Mehrauslagen erwachſen. 
| Dieſe Gebühren find für alle Ein- und Ausladeſtationen ohne Rückſicht 
auf den daſelbſt ſtattfindenden Viehverkehr in gleicher Höhe zu bemeſſen. 
| Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Beſtimmung der Zahl der Ein- und 
Ausladeſtationen ſich nach der Größe und Bedeutung des Viehverkehres und 
der regelmäßig ſtattfindenden Viehtransporte zu richten habe und dabei nicht 
über das Maß des Bedürfniſſes hinausgegangen werde. Die geſetzliche Beſtim⸗ 
mung hat hauptſächlich den großen Viehverkehr und jene Bahnrouten im Auge, 
auf welchen regelmäßig und ſtändig Viehtransporte befördert werden Für 
Stationen, auf welchen nur zeitweilig zu beſchauende Viehtransporte vorkommen, 
iſt nur nach Maßgabe des zeitweiligen Bedarfs das Beſchauorgan zu beſtellen, 
keinesfalls eine ſtationäre Beſchau zu activiren. 
| Rückſichtlich der Gebühren ſür die Beſchauorgane ift nach Maßgabe der 
bisherigen Erfahrungen unter Beobachtung des Umſtandes, ob die berufenen 
Beſchauorgane der Staatsverwaltung zur Verfügung ſtehende Functionäre ſind 
oder nicht, ſowie der Inanſpruchnahme und Mühewaltung, innerhalb der durch 
die Gebührenbemeſſung geſuchten Bedeckung proviſoriſch das geeignet Scheinende 
zu verfügen und das Verſügte anzuzeigen, fobald verläßlichere Grundlagen und 
Wahrnehmungen zur Taxirung der Leiſtungen der Beſchauorgane gewonnen 
ſind, wird hierüber Bericht gewärtiget, auf den geſtützt die allfällige weitere 
Regelung erfolgen wird. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Generalconſul Ignaz Ritter von Kohen in 
Malta den Titel eines Generalconſuls ad personam verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt Med. Dr. Em anuel Kuſy in 
Znaim zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten bei der mähriſchen 
Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben die mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes verbundene Directorsſtelle des k. k. Hauptmünzamtes dem mit Titel und 
Charakter eines Bergrathes bekleideten Vorſtande des Punzirungsamtes in Prag 
Johann Waltſchisko verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Emil Holub das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur⸗Aſſiſtenten der Donauregulirungs⸗ 
Commiſſion Auguſt Gerbert v. Hornau das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten bei der Staatsſchuldencaſſe 
Albert Grienberger zum Hauptcaffier daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksthierarztensſtelle in der Markgrafſchaſt Mähren mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 10. September. Amtsbl. Nr. 190.) 
Cuſtosſtelle an der Gemäldegalerie der k. k. Akademie der bildenden 
Künſte in Wien mit 1400 fl. Gehalt und 600 fl. Activitätszulage, bis 20. October. 


(Amtsbl. Nr. 195.) 


f Sanitätsaſſiſtentenſtelle (nichtadjutirte) bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in Schärding, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 195.) 


DEE” Hiezu als Beilage: Bogen 16 der Erkennt⸗ 
k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


